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Der Präsident des Bundesrates 
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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsidenten Dr. h. c. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 199. 
Sitzung am 28. November 1958 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 6. November 1958 verabschie- 
deten 

Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Lebensmittelgesetzes 
— Drucksachen 316, 553 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


gez. Kaisen 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 14. November 1958 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Kaisen 
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Drucksache 691 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Lebensmittelgesetzes 


1. Zu Artikel 1 

u) Die in § 4e Nr. 1 und 4 , § 4b Nr. 3 und 4 ent- 
haltenen Regelungen über den Vertrieb von 
Lebensmitteln bzw. fremden Stotfen isdnd ein- 
heitlich ZU fassen. 

Begründung 

In § 4e Nr. 1 und 4 findet sich das Wort „an- 
izupredisen", während es in den gledchartigen 
Vorschriften des § 4b Nr. 3 und 4 fehlt. In 
§ 4e Nr. 4 fehlt der Pasisus „zum Verkauif vor- 
rätig zu halten'', der in § 4b Nr. 3 und 4 so- 
wie in § 4e Nr. 1 enthalten ist. Es handelt sich 
insoweit otfenbar um Redaktionsversiehen, 
im Interesse der Rechtsklarheit sollte eine edn- 
heitliche Terminolo gie herbei geführt werden. 

b) § 20a Abs. 2 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. für die Herstellung und Ausgabe von be- 
stimmten Lebensmitteln für die Sonder- 
verpf Legung von Angehörigen 

a) der Buindeswehr und veirbündeter 
Streitkräfte, 

b) des Bundesigrenzschutzes, 

c) der Polizei und von Hilfs- und Not- 
diensten einschließlich der hierfür er- 
forderlichen Versuche. " 

c) § 20b Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Zuständig ifür die Zulassoing von Aus- 
nahmen nach § 20a Abs. 2 Nr. 2 Buchstaben 
.a und b ist der Bundesminister des Innern im 
Einvernehmen mit den Bundesministem für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten imd 


für Wirtschaft. In den Fällen des § 4c ist 
außerdem das Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Atomkernenergie und Was- 
serwirtschaft herzusteilen. Im übrigen sind 
die von den Landesregierungen bestimmten 
B ehörden zuständig. " 

B e g r ü n d u n g z u b) u n d c) 

Der Bundesrat hat in seiner 190. Sitziung am 
14. März 1958 darauf hingewiesein, daß die Über- 
tragung von Verwiailtungsbefugnissen lauf Bun- 
desminister im Bereich der landeseigenen Ver- 
waltung nur zulässig iist, wenn die VoirausiS'etzun- 
gen eines überregionalen Verwaltungsaktes vor- 
liegen. Diese Vorausisetzungen sind bei der Zu- 
lassung von Ausnahmen für Versuche, die unter 
amtlicher Beobachtung durchgeführt werden, und 
für die Herstellung und Ausgabe von bestimm- 
ten Lebensmitteln für Polizei sowie für Hilfs- 
und Notdienste nicht gogeben. Es wird dazu im 
einzelnen auf die Stellungnahme des Bundes- 
rates zu §§ 20a und 20b im ersten Durchgang 
verwiesen (vgl. BT-Drucksache 316, Anlage 2 
Nr. 12 Buchstabe b). 

2. Zu Artikel 6 

In Absatz 1 ist die Nr. 16 zu streichen. 
Begründung 

Da es sich bei dem Gesetz über die Vereinheit- 
lichung des Gesundheitsweisens vom 3. Juli 1934 
um ein reines Organisationsgesetz im Bereich 
der Landeis Verwaltung handelt, fehlt dem Bund 
die Gesetzgebungskompetenz zur Aufrechterhal- 
tung dieseis Geisetzes und der dazu ergangenen 
Verordnungen. 
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